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Nachtrag zur Verwaltungsverfahrensverordnung (Finanzvorlage 2020) 
 

Geltendes Recht Vorlag des Regierungsrats vom 9. April 2019 
Änderungsantrag der vorberatenden Kom-
mission vom 6. Mai 2019 

 Verordnung 
über das Verwaltungs- und Verwaltungsbe-
schwerdeverfahren 
(Verwaltungsverfahrensverordnung) 

      

Art.  23f 
b. Kostenpflicht der Vorinstanz und Befreiung oder Ermässigung 

  

1 Einer Vorinstanz werden keine amtlichen Kosten auf-
erlegt, ausser wenn das Gemeinwesen unter eigenem 
Namen als Partei beteiligt ist, oder der beteiligten Be-
hörde oder Amtsstelle grobe Verfahrensmängel oder of-
fenbare Rechtsverletzungen zur Last fallen. 

1 Einer Vorinstanz werden keine amtlichen Kosten auf-
erlegt, ausser wenn das Gemeinwesen unter eigenem 
Namen als Partei beteiligt ist, oder der beteiligten Be-
hörde oder Amtsstelle grobe Verfahrensmängel oder of-
fenbare Rechtsverletzungen zur Last fallen. 

Wie geltendes Recht 

2 Die Behörde oder Amtsstelle kann die amtlichen Kos-
ten ermässigen oder auf die Kostenauflage verzichten, 
wenn die Parteien an der Streitsache nicht wirtschaftlich 
interessiert sind oder wenn besondere Gründe, insbe-
sondere das öffentliche Interesse an einer Abklärung 
der Streitfrage, dies rechtfertigen. 

  

3 Wenn eine kostenpflichtige Partei nur teilweise unter-
liegt, werden die amtlichen Kosten angemessen herab-
gesetzt. 

  

 


